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Gesetz
zur Einführung digitaler Sitzungen für kommunale Gremien

und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit ver-
kündet wird:

Gesetz zur Einführung digitaler Sitzungen für kommunale Gremi-
en

und zur Änderung kommunalrechtlicher Vorschriften

Vom 13. April 2022

2023

Artikel 1
Änderung der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), die
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (
GV. NRW. S. 1346) und Artikel 4 des Gesetzes vom 1. Dezember
2021 (GV. NRW. S. 1353) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 47 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 47a Einberufung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen“.

b) Nach der Angabe zu § 58 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 58a Hybride Sitzungen der Ausschüsse“.

2. In § 27 Absatz 12 Satz 3 wird nach dem Wort „Integrationssaus-
schuss“ das Wort „die“ eingefügt, das Wort „und“ durch ein Komma er-
setzt und nach der Angabe „58“ die Angabe „und § 58a“ eingefügt.

3. In § 34 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Ratsmitgliedern“
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die Wörter „, Bürgermeisterinnen oder Bürgermeistern“ eingefügt.

4. Dem § 36 Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:

„§ 58a findet entsprechende Anwendung.“

5. § 44 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Der Verdienstausfall und die Aufwendungen für die entgeltliche Be-
treuung von pflege- oder betreuungsbedürftigen Angehörigen sind
nach Maßgabe der Regelungen des § 45 Absatz 1 zu ersetzen.“

6. § 45 wird wie folgt gefasst:

„§ 45
Entschädigung der Ratsmitglieder

(1) Die Ratsmitglieder sowie die Mitglieder der Ausschüsse und Be-
zirksvertretungen haben Anspruch auf eine angemessene Aufwands-
entschädigung und auf Ersatz des Verdienstausfalles, der ihnen durch
die Mandatsausübung entsteht, soweit sie während der Arbeitszeit er-
forderlich ist. Personen, die nicht oder weniger als 20 Stunden pro
Woche erwerbstätig sind, jedoch einen Haushalt von mindestens zwei
Personen, wovon eine Person ein pflege- oder betreuungsbedürftiger
Angehöriger ist, oder einen Haushalt von mindestens drei Personen
führen, erhalten anstelle des Verdienstausfalls eine Entschädigung in
Form eines Stundenpauschalsatzes. Aufwendungen für die entgeltli-
che Betreuung von pflege- oder betreuungsbedürftigen Angehörigen
während der Ausübung des Mandats werden erstattet.

(2) Der Rat kann in der Hauptsatzung beschließen, dass den Ratsmit-
gliedern sowie den Mitgliedern der Ausschüsse und Bezirksvertretun-
gen zusätzlich zu den Ansprüchen nach Absatz 1 Auslagenersatz so-
wie sonstige Leistungen gewährt werden, soweit diese nicht durch
Rechtsverordnung geregelt sind und einen unmittelbaren Bezug zur
Mandatsausübung aufweisen.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Fraktionssitzungen anzuwen-
den. Fraktionssitzungen sind auch Sitzungen von Teilen einer Fraktion
wie Fraktionsvorstand und Fraktionsarbeitskreise. Die Zahl der ersatz-
pflichtigen Fraktionssitzungen pro Jahr ist in der Hauptsatzung zu be-
schränken.

(4) Auf die Aufwandsentschädigung kann nicht verzichtet werden. Der
Anspruch auf Aufwandsentschädigung ist nicht übertragbar. Wird das
Mandat länger als drei Monate nicht wahrgenommen, kann eine Auf-
wandsentschädigung für die Zeit der andauernden Nichtausübung des
Mandats nicht beansprucht werden, es sei denn, das Mitglied hat die
Nichtausübung nicht zu vertreten.“

7. § 46 Absatz 2 Satz 4 wird aufgehoben.

8. In § 47 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Rates“ die Wörter
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„sowie die Art der Information der Öffentlichkeit über den Zugang der
Öffentlichkeit zu einer digitalen Sitzung“ eingefügt.

9. Nach § 47 wird folgender § 47a eingefügt:

„§ 47a
Einberufung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen

(1) In besonderen Ausnahmefällen wie Katastrophen, einer epidemi-
schen Lage oder anderen außergewöhnlichen Notsituationen kann die
Durchführung von Sitzungen des Rats, der Ausschüsse und der Be-
zirksvertretungen in digitaler Form erfolgen, sofern die dafür erforderli-
chen Voraussetzungen erfüllt sind (digitale Sitzung).

(2) Bei einer digitalen Sitzung nehmen alle Gremienmitglieder ohne
persönliche Anwesenheit am Sitzungsort unter Einsatz technischer
Hilfsmittel durch zeitgleiche Bild-Ton-Übertragung an der Sitzung teil.
Bei einer digitalen Sitzung gelten per Bild-Ton-Übertragung teilneh-
mende Gremienmitglieder als anwesend im Sinne von § 49 Absatz 1
Satz 1. Einer digitalen Sitzung steht eine hybrid durchgeführte Sitzung
gleich, in der Gremienmitglieder teils persönlich anwesend und teils
ohne persönliche Anwesenheit an der Sitzung teilnehmen, während
die Sitzungsleitung am Sitzungsort anwesend ist.

(3) Dem Rat bleibt die Feststellung eines Ausnahmefalls nach Absatz
1 und die Entscheidung darüber vorbehalten, ob infolge dessen digita-
le oder hybride Sitzungen durchgeführt werden. Der Beschluss dar-
über ist mit zwei Dritteln seiner Mitglieder, längstens für einen Zeit-
raum von zwei Monaten, zu fassen. Die Stimmabgaben können in
Textform erfolgen. Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig gefasst
werden, dass die Frist des § 47 Absatz 2 Satz 1 gewahrt werden
kann. Die Verlängerung ist bei einem weiteren Andauern des beson-
deren Ausnahmefalles möglich. Für den Beschluss über eine Verlän-
gerung gilt Satz 2 entsprechend.

(4) Die Durchführung von digitalen und hybriden Sitzungen ist nur zu-
lässig, wenn und soweit die erforderlichen technischen Voraussetzun-
gen für ihre Durchführung vorliegen und jedes Gremienmitglied über
eine digitale Zugangsmöglichkeit zur Sitzung verfügt. Für die digitalen
und hybriden Sitzungen dürfen nur die Anwendungen verwendet wer-
den, die von der für die Zertifizierung zuständigen Stelle zugelassen
sind. Die Gemeinde hat in ihrem Verantwortungsbereich dafür Sorge
zu tragen, dass die technischen Voraussetzungen während der Sit-
zung durchgehend bestehen; die Gremienmitglieder stellen ihre Sit-
zungsteilnahme per Bild-Ton-Übertragung in eigener Verantwortung si-
cher.

(5) Bei digitalen Sitzungen wird der Öffentlichkeitsgrundsatz über die
Bild-Ton-Übertragung der Sitzung gewahrt. Die Herstellung der Öffent-
lichkeit nach Satz 1 erfolgt über die Bereitstellung eines geschützten
Zugangs zur digitalen Sitzung. § 48 Absatz 4 gilt entsprechend.“
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10. § 48 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zulässig, wenn sie
die Ordnung der Sitzung nicht gefährden. Film- und Tonaufnahmen
von den Ratsmitgliedern mit dem Ziel der Veröffentlichung sind in öf-
fentlicher Sitzung nur zulässig, soweit die Hauptsatzung dies be-
stimmt.“

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

11. In § 58 Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „; § 45 Absatz 5 Num-
mer 3 bleibt unberührt“ gestrichen.

12. Nach § 58 wird folgender § 58a eingefügt:

„§ 58a
Hybride Sitzungen der Ausschüsse

In der Hauptsatzung kann bestimmt werden, dass Ausschüsse des
Rates auch außerhalb der besonderen Ausnahmefälle nach § 47a Ab-
satz 1 hybride Sitzungen durchführen dürfen. Von diesem Recht aus-
genommen sind die in § 57 Absatz 2 genannten Ausschüsse. Dem je-
weiligen Ausschuss bleibt die Entscheidung darüber vorbehalten. Der
Beschluss darüber, ob eine Sitzung des Ausschusses als hybride Sit-
zung durchgeführt werden soll, ist mit einfacher Mehrheit zu fassen.
Die Beschlussfassung soll so rechtzeitig gefasst werden, dass § 47
Absatz 2 gewahrt werden kann. § 47a Absatz 2 Satz 3 und Absatz 4
gilt entsprechend.“

13. § 60 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird aufgehoben.

b) Absatz 3 wird Absatz 2.

14. In § 62 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 3“ durch die An-
gabe „Absatz 2“ und die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ er-
setzt.

15. Nummer 15 wird wie folgt gefasst:

a) In § 108a Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „Satz 2 und 3“
die Wörter „und Absatz 6“ eingefügt.

b)

aa) In § 113 wird nach dem Absatz 5 folgender Absatz 6 eingefügt:

„(6) Die Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinde haben über die zur
Wahrnehmung des Vertretungsamtes sowie die zur Beurteilung und
Überwachung der Geschäfte, die das Unternehmen oder die Einrich-
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tung betreibt, erforderliche betriebswirtschaftliche Erfahrung und
Sachkunde zu verfügen. Die Gemeinde soll den nach Satz 1 entsand-
ten Personen die Gelegenheit geben, regelmäßig an Fortbildungsver-
anstaltungen teilzunehmen, die der Wahrnehmung dieser Aufgaben
dienlich sind. Die nach Satz 1 entsandten Personen haben sich regel-
mäßig zur Wahrnehmung dieser Aufgaben fortzubilden.“

bb) Der bisherige Absatz 6 wird zu Absatz 7.

16. Dem § 133 werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung im Benehmen mit dem für Kommunales zu-
ständigen Ausschuss des Landtags und mit der oder dem Beauftrag-
ten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für Informationstechnik
Vorschriften zur Verwirklichung der in § 47a Absatz 2 bis 5 bezeichne-
ten Anforderungen zu erlassen. Dies betrifft insbesondere Vorgaben
hinsichtlich der technischen und organisatorischen Umsetzung von
Sitzungen in digitaler und in hybrider Form im Einzelnen, insbesonde-
re bei Verfahren nach § 48 Absatz 2 Satz 2 bis 5 sowie § 50 Absatz 1
und 2, einschließlich datenschutzrechtlicher und informationssicher-
heitsrechtlicher Standards. Die Rechtsverordnung kann ferner eine ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts als zuständige Stelle für die
Zertifizierung nach § 47a Absatz 4 Satz 2 bestimmen und die für sie
maßgeblichen Verfahren und Anforderungen näher festlegen. 

(5) Das für Kommunales zuständige Ministerium wird ermächtigt,
durch Rechtsverordnung, nähere Vorschriften über die Voraussetzun-
gen der Ansprüche nach § 45 Absatz 1 zu treffen und insbesondere
die Höhe der zu gewährenden Aufwandsentschädigung durch Festle-
gung unter anderem von Regelstundensätzen, Höchstbeträgen, Mo-
natspauschalen und Sitzungsgeldern festzusetzen.“

2021

Artikel 2
Änderung der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 646), die zu-
letzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (
GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 32 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 32a Einberufung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen“.

b) Nach der Angabe zu § 41 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 41a Hybride Sitzungen der Ausschüsse“.
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2. § 29 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Der Verdienstausfall und die Aufwendungen für die entgeltliche Be-
treuung von pflege- oder betreuungsbedürftigen Angehörigen sind
nach Maßgabe der Regelungen des § 30 zu ersetzen.“

3. § 30 wird wie folgt gefasst:

„§ 30
Entschädigung der Kreistagsmitglieder

Für die Entschädigung der Mitglieder des Kreistags, des Kreisaus-
schusses und der Ausschüsse gelten die §§ 45 und 133 Absatz 5 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend.“

4. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefügt:

„§ 32a
Einberufung von  Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen

§ 47a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gilt für
die Einberufung des Kreistags, des Kreisausschusses und der Aus-
schüsse nach § 41 in besonderen Ausnahmefällen entsprechend.“

5. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) § 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend.“

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

6. In § 39 Absatz 4 wird vor dem Wort „Absätze“ das Wort „Die“ einge-
fügt und die Angabe „4“ durch die Angabe „3“ ersetzt.

7. In § 41 Absatz 3 Satz 5 werden die Wörter „; § 30 Abs. 4 Nr. 3 bleibt
unberührt“ gestrichen.

8. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt:

„§ 41a
Hybride Sitzungen der Ausschüsse

§ 58a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gilt für
die Ausschüsse des Kreistages entsprechend mit der Maßgabe, dass
der Kreisausschuss von der Anwendung der Vorschrift ausgeschlos-
sen ist.“

9. § 50 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird aufgehoben.

b) Absatz 5 wird Absatz 4.
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2022

Artikel 3
Änderung der Landschaftsverbandsordnung für das Land

Nordrhein-Westfalen

Die Landschaftsverbandsordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S.
657), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021
(GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 8a wird folgender § 8b eingefügt:

„§ 8b
Einberufung von Sitzungen in besonderen Ausnahmefällen

§ 47a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gilt für
die Einberufung der Landschaftsversammlung, des Landschaftsaus-
schusses und der Fachausschüsse in besonderen Ausnahmefällen
entsprechend.“

2. Dem § 9 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„§ 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend.“

3. § 11 Absatz 5 wird aufgehoben.

4. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt:

„§ 13a
Hybride Sitzungen der Fachausschüsse

§ 58a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gilt für
die Fachausschüsse entsprechend.“

5. § 16 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Für die Freistellung und Entschädigung der Mitglieder der Land-
schaftsversammlung, des Landschaftsausschusses und der Fachaus-
schüsse gelten die §§ 44, 45 und 133 Absatz 5 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen entsprechend.“

2021

Artikel 4
Änderung des Gesetzes über den Regionalverband Ruhr

Das Gesetz über den Regionalverband Ruhr in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 3. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), das zuletzt
durch Artikel 10 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (
GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

GV. NRW. Ausgabe 2022 Nr. 21 vom 25.4.2022 Seite 489 bis 502 | REC... https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?print=1&anw_nr=6&va...

7 von 10 23.08.2022, 11:00

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19987&vd_back=N1346&sg=1&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19987&vd_back=N1346&sg=1&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3669&vd_back=N96&sg=1&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3669&vd_back=N96&sg=1&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19987&vd_back=N1346&sg=1&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=19987&vd_back=N1346&sg=1&menu=1


1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 11 folgende An-
gabe eingefügt:

„§ 11a Einberufung in besonderen Ausnahmefällen und Durchführung
von Sitzungen in hybrider Form“.

2. § 11 Absatz 1 Satz 2 und 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

„§ 48 Absatz 4 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen gilt für die Sitzungen der Verbandsversammlung entspre-
chend.“

3. Nach § 11 wird folgender § 11a eingefügt:

„§ 11a
Einberufung in besonderen Ausnahmefällen und Durchführung

von Sitzungen in hybrider Form

Für die Einberufung der Verbandsversammlung, des Verbandsaus-
schusses und der sonstigen Ausschüsse in besonderen Ausnahmefäl-
len gilt § 47a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen. Für die Durchführung von Sitzungen der sonstigen Aus-
schüsse in hybrider Form gilt § 58a der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen entsprechend.“

4. § 12 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Für die Freistellung und Entschädigung der ehrenamtlichen Mit-
glieder der Verbandsversammlung gelten die §§ 44, 45 und 133 Ab-
satz 5 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen ent-
sprechend.“

5. § 13 Absatz 5 wird aufgehoben.

202

Artikel 5
Änderung des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit

§ 17 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1979 (GV. NRW. S. 621),
das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (
GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„§ 17
Ehrenamtliche und hauptberufliche Tätigkeit

(1) Die Mitglieder der Verbandsversammlung und die Verbandsvorste-
herin oder der Verbandsvorsteher sind ehrenamtlich tätig. Sie haben
Anspruch auf Verdienstausfall in entsprechender Anwendung von § 45
Absatz 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen so-
wie auf Auslagenersatz. Die Verbandssatzung kann bestimmen, dass
anstelle oder in Ergänzung des Verdienstausfall- und Auslagenersat-
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zes nach Satz 2 eine angemessene Entschädigung gezahlt sowie
sonstige Leistungen gewährt werden, soweit diese einen unmittelba-
ren Bezug zur Mandatsausübung aufweisen.

(2) Wenn es nach Art und Umfang der wahrzunehmenden Aufgaben
zweckmäßig ist, kann die Verbandssatzung die Bestellung einer
hauptamtlichen Verbandsvorsteherin oder eines hauptamtlichen Ver-
bandsvorstehers vorsehen. Hierzu kann bestellt werden, wer die für
dieses Amt erforderliche Eignung, Befähigung und Sachkunde besitzt.
Die Stelle ist öffentlich auszuschreiben.

(3) Der Zweckverband hat das Recht, Beamtinnen und Beamte zu er-
nennen. Bedienstete dürfen hauptamtlich nur eingestellt werden, wenn
das in der Verbandssatzung vorgesehen ist. Die Verbandssatzung
muss in diesem Falle auch Vorschriften über die Übernahme der Be-
diensteten durch Verbandsmitglieder oder über die sonstige Abwick-
lung der Dienst- und Versorgungsverhältnisse im Falle der Auflösung
des Zweckverbandes oder der Änderung seiner Aufgaben treffen.“

2000

Artikel 6

Änderung des Gesetzes über die Gemeindeprüfungsanstalt

In § 2a Absatz 4 des Gemeindeprüfungsanstaltsgesetzes vom 30.
April 2002 (GV. NRW. S. 160), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 1. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) geändert worden ist,
wird das Wort „durch“ durch die Wörter „und für weitere Fachprogram-
me und Anwendungen durch, soweit sie durch Gesetz oder Rechts-
verordnung als für die Zulassung dieser Programme und Anwendun-
gen zuständige Stelle bestimmt ist“ ersetzt.

Artikel 7
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am Tag nach der
Verkündung in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 13 und 14, Artikel 2 Nummer 6 und 9, Artikel 3
Nummer 3 und Artikel 4 Nummer 5 treten am 1. Januar 2023 in Kraft.

Düsseldorf, den 13. April 2022

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen

Der Ministerpräsident
Hendrik  W ü s t

Der Minister des Innern
Zugleich für Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und Gleich-

stellung
Herbert  R e u l
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Daten und Software sind urheberrechtlich und wettbewerbsrechtlich
geschützt. Verantwortlich für die Publikation: die Redaktion im Ministerium
des Innern NRW.

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integrati-

on
Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t
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